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Die Menschen in Europa zählen auf das
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Sehr geehrte Mitglieder des Europäischen Parlaments,

vor wenigen Wochen haben die beiden für die KI-Verordnung (AI Act) zuständigen Ausschüsse im
EU-Parlament für ein umfassendes Verbot biometrischer Überwachung gestimmt – und so
ein klares Signal an die EU-Mitgliedstaaten und die EU-Kommission gesendet. Damit stellen
sie den Schutz der europäischen Bevölkerung, ihrer Grundrechte und unserer demokratischen
Werte ins Zentrum der KI-Verordnung.

Wir, die unterzeichnenden 16 zivilgesellschaftlichen Organisationen, fordern Sie auf, in der
bevorstehenden Plenarabstimmung zur KI-Verordnung der Linie der beiden zuständigen
Ausschüsse IMCO und LIBE zu folgen und biometrische Überwachung umfassend zu verhindern.
Dies beinhaltet ein vollständiges Verbot des Einsatzes von KI-Systemen zum Zweck

● der biometrischen Fernidentifizierung in Echtzeit im öffentlich zugänglichen Raum – ohne
Ausnahmen!

● der nachträglichen („ex-post”) biometrischen Fernidentifizierung (mit einer sehr eng
definierten Ausnahme), wie es im IMCO-LIBE-Bericht angenommen wurde1.

Wenn wir im öffentlichen Raum jederzeit identifiziert, überwacht und verfolgt werden können, kann
dies nicht nur unsere Privatsphäre verletzen. Überwachungsmaßnahmen können Menschen davon
abhalten, sich frei zu bewegen, sich mit anderen zu versammeln, an Demonstrationen teilzunehmen
oder ihre Meinung frei zu äußern. Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag
ausdrücklich festgehalten, dass die biometrische Identifikation im öffentlich zugänglichen
Raum durch eine EU-weite Regelung ausgeschlossen werden muss.

1 Eine Ausnahme sieht die Position der Ausschüsse dann vor, wenn eine vorherige gerichtliche Genehmigung für die
Verwendung im Rahmen der Strafverfolgung vorliegt und wenn dies für die gezielte Durchsuchung im Zusammenhang
mit einer bestimmten schweren Straftat, die bereits stattgefunden hat, unbedingt erforderlich ist



Die Position des EU-Rats zur KI-Verordnung bleibt aber hinter dieser Forderung zurück, da das
vorgesehene Verbot von biometrischen Erkennungssystemen voller Schlupflöcher und Ausnahmen
wäre. Wir sind deshalb auf Sie angewiesen, denn Sie vertreten die deutsche Bevölkerung
im Europäischen Parlament. Helfen Sie, den Menschen den Schutz zu gewähren, den die
Bundesregierung ihnen versprochen hat.

Um unseren öffentlichen Raum vor diskriminierender Massenüberwachung zu schützen, sollten
auch andere biometrische Verfahren in der KI-Verordnung verboten werden. Wir bitten Sie, den
zuständigen Ausschüssen ebenfalls darin zu folgen, KI-Systeme zur Emotionserkennung im
Bereich der Strafverfolgung, der Grenzkontrolle, des Arbeitsplatzes und der Bildung sowie
KI-Systeme zur diskriminierenden biometrischen Kategorisierung zu verbieten.

Das Europäische Parlament muss beim Verbot biometrischer Überwachungssysteme eine starke
Position einnehmen, um sie in die Trilog-Verhandlungen einzubringen. Wir hoffen, dass die
Menschen in Deutschland und in der ganzen EU in diesem entscheidenden Moment auf Sie
zählen können.

Unterzeichnende Organisationen:


